
Körperschafltsteuerlicher Belastungsvergleich zayıschen der Körper-
schafl des öffentlichen Rechts und dem eingetragenen Vereıin

Von Wirtschaftsprüfer Dipl.-Kim. Dr Erwın Pougin, Junkersdor{f Köln

Einleitung
Da klosterl}i: erbande irchlichen Zwecken dienen, sind S1e (Ge-
meinnützigkeit körperschaftsteuer(frel. Das S1e früher nach der RFEH-
Rechtsprechung 1) auch mi1t den Mitteln, die S1Ee ZUT Erfüllung ihres wecks
UrC einen Gewerbebetrieb erwarben. Der Gesetzgeber hielt jedoch die
Steuerbegünstigung VO Gewerbebetrieben, die m11 anderen voll sSteuer-
Ilichtigen Privatbetrieben gleicher Art 1mM freien Wettbewerb stehen, für
mı1t dem Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung nicht vereinbar.

1931 machte er die irchlichen, gemeinnutzigen oder mildtätigen
Zwecken ienenden Körperschaften, Personenverein1ıigungen un: VermoO -
ENSMASSCH 1Nsoweılt steuerpflichtig, als S1e eıinen wirtschaftlichen (je-
schäftsbetrieb unterhalten, der ber den Rahmen einer Vermögensverwal-
tung hinausgeht.
Jye nach der echtsfiorm, die der klösterliche Verband hat un die TUr
selnen Wirts  aftsbetrie Wa ergeben sich merkliche nterschiede 1n
der steuerlichen Belastung Das gilt besonders für die klösterlichen Ver-
anı 1ın der echtsfiform der Körperschaft des öffentli:  en echts eliner-
se1ts un der eingetragenen Vereine SOW1Ee der Kapitalgesellschaften
m un! AG) andererseıits. Da ber 50 0/9 der klösterlichen erbande
einen eingetragenen Verein gebi  e en beschränkt sich diese Un-
tersuchung auti einen steuerlichen Belastungsvergleic zwıischen der KOor-
perscha des öffentli  en echts un dem eingetragenen Verein
s werden er 19a folgenden zunächst die „wirtschaftlichen eschaälits-
etriebe  6 VO.  - eingetragenen Vereinen un! die „Betrilebe gewerbli  er
Art“ VONN Körperschaften des öffentli  en Rechts begrifflich bestim-
IN un! voneinander abzugrenzen e1ın. anach sollen die Unter-

1n der ewinnermittlung zwischen wirtschaftli:  em Geschäftsbe-
trieb un Betrieb gewerbli  er Art dargeste werden.
Daß land- un forstwirtschafitlı eirleDe VO  5 Körperschaften des Of-
fentlichen Rechts steuerireiı SINd, hat die nachteilige o1ge, daß Verluste,
die 1ın er ege ın der Land- un Forstwirtschaft anfallen, nicht mit den
(Gewiınnen anderer Betriebe ausgeglichen werden können. Es gibt deshalb
klösterliche erbande 1n der Rechtsform der Körperschaft des öffentli-

439/72 11 un V
Vgl Vermögensrecht der klösterlichen erbande, aderborn 1963,

278 un die Statistis ersi1 eb  Q 311 {it.
Die Ausführungen üuber den eingetragenen Verein gelten mit gewissen Ein-
schränkungen auch ur klösterl1. erbande 1ın der Rechtsform der mbH
un
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chen Kechts, c1e diese Rechtsform als Liast etrachten Im vierten Ab-
schnitt sol1l er eline Möglichkeıit aufgezeigt werden, auch die land- un!
forstwirtscha{ftlichen eirleDe VO  a Körperschaften des Offentli:  en echts
1ın die Steuerpflicht einzubeziehen, un! 1MmM Anschluß daran sol1l eine STEeU-
erliche Konstruktion vorgeschlagen werden, die nıicht 1U  an gestattet,
erliustie aus der Land- un Forstwirtschaft mıi1t (jewınnen Aaus anderen
Betrieben auszugleichen, sondern die darüber hinaus auch einer SPUTr-
baren Ermäßigung des Körperschaitsteuertarifs Tührt.
Wenn diese Untersuchung sich aut die Darstellung der körperscha{ftsteuer-
ichen Behandlung klösterlicher erbande beschränkt, ges  Je das
deshalb, weil die Besteuerung die rein priıvat- oder öffentlich-rechtli-
che Rechtstiorm klösterlicher erbande anknüpft. Damıt soll jedoch nicht
verkannt werden, un ist CH  A vollauf zuzustimmen,
dal; klösterliche erbande Rechtsgebilde un: manchmal auch Wirtschafts-
gebilde eilgener Ar Sind. „Dle nach dem chema VO:  } Wirtschafts-
gebl  en weltlicher KOörperschaften betrachten un! steuerrechtlich
behandeln, klösterliche Wirts  aftsbetriebe analog den wirtschafit-
iıchen Unternehmungen der Kommunen betrachten, ıst ZW ar amtsüblich,
aber nıcht sachgerecht Wenn eline Problematik aufzugreifen 1St, dann die-
jenıge o b möglich 1St, der besonderen Natur des klösterlichen Rechtsge-
bildes auch steuerrechtlich Rechnung Lragen“” 9)
Hier ang eils Behandlung der eigentli  en Problematik der Klosterbe-
steuerung erst a sollen die Grundsaätze der Gleichmäßigkeit und (Ge-
rechtigkeit der Besteuerung TrIULLt werden.

STEUERPFLICHT WIRTSCHAFTLICHER GESCHAFTSBETRIEBE
VON El  ETRAGENEN

Klösterli erbände, die ihren Sıtz 1mM Inland aben, sind unbe-
SC  TanNn kT örperschaftsteuerpflichtig, un!: ZWAar als
solche gemä. Abs Zn K5SIG, Wenn s1e die Rechtsform des ein-
getragenen Vereıns aben, un mit ihren sogenannten „Betrieben g-..
werblicher Arts nach Abs Ziff K51G, WenNnn sS1e die SIOorTrmM
VO.:  5 Körperschaften des Offentli  en echts en
enden WI1TLr uns zunaäachst den ıla Abs Ziff. StiG aufgeführten
„Sonstigen jurıstischen Personen des prıvaten echts“ Z  9 denen beson-
ders die Vereine des BGB gehören, die ihre Rechtsfähigkeit durch Kn
tragung ın das Vereinsregister des zustäandigen Amtsgeri  ts erlangen
($ 2171 BGB) Hs sind 1eSs die „ideellen Vereine“, untier anderem die Ver-
1i1ne m1t religiösen Zwecken. Diese Vereine sSind jedoch ach Abs
Ziff StEG vDON der Körponerschaftsteuer befreit, WenNnnNn S1e nach der Sat-

Va HEUERMANN, Zu einer Publikation über Klosterbesteuerung, INn
Ordenskorrespondenz, Jg., NT. 2/3 Juli 1960,

2 HEUERMANN, eb
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. Stiftung oder sonstigen Verfassung un nach ihrer tatsa  en
Geschä{ftsführung ausschließlich un unmittelbar irchlichen, gemeinnut-
zıgen oder mML  ätıgen Zwecken dienen. Unterhalten S1e einen wirtschaft-
liıchen Geschä{ftsbetrieb, der ber den Rahmen elner Vermögensverwaltung
hinausgeht, Sind S1e 1NSOoWelTt steuerpflichtig. asselbe gilt fÜr die Ver-
mogensteuer (& Abs Za 6 fUur die Gewerbesteuer (S Z 6  0
GewStG) un: den Lastenausgleich $ Abs Ziff LAG) Vgl ferner
(8 Abs GemVO).
Der Begriff „Wirtschaftlicher eschäftsbetrieb“ ist ın 14
Abs em un! GewStDV WI1e oLlg gleichlautend definiert:

„n wirtschaftlicher Geschäftsbetrie ist eiNe selbständige nachhaltige
Tätigkeit, durch die Einnahmen oder andere wirtschaftliche ortelle e_

zielt werden un:! die ber den Rahmen elıner Vermögensverwaltung hin-
usgeht DIie Absicht, (jewınn erzielen, ist nıcht erforderli  C6
Der Begriff des wiıirtschaftlichen Geschäftsbetriebs umfaßt den (ewerbe-
betrieDb, den land- un! forstwirtschaftli:  en Betrieb un! den wirtschaftli-
chen Geschäftsbetrie 1mMm eNSZCHEN 1nn (sonstiger wirtschaftli  er Ge-
schäftsbetrieb) Einküunfte (1LULS einem. sonstigen wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieb, der SEL fehlender Gewinnerzielungsabsicht nicht als Gewer-
bebetrieb anzusehen 1St, sSind f{ür die Körperschaftsteuer als iınkunite aus

Gewerbebetrieb ehandeln, soweılt icht die Voraussetzungen TUr die
urechnung elner anderen Einkunfitsart rfüullt sind Abschn.
Der Begrif£f des wirtschaftli  en Geschäftsbetriebs wird auch 1 Abs
un! 1ın Zlg GewsSsStG verwendet. Diese 1n beiden Vorschriften VeLr-

wendeten egri1iffe stımmen nach Inhalt un Umfang überein (Abschn.
GewStR)

Dıie rechtsfähigen un dıie nichtrechtsfähigen Vereine unterlkegen der (je-
werbesteuer, Soweılt S1Ee einen wirtschaftli  en Geschäftsbetrie terhal-
ten. Der Begriff des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs umfaßt auch die
Land- un Forstwirtschaft. urch Abs GewStG ist aber eın WI1rt-
schaftlicher Geschä{ftsbetrieDb, der sich auf die Land- un Forstwirtschafit
erstreckt, VO  n der (Gjewerbesteuer befreit. Bewirtscha{ftet eın eingetrage-
Ner Vereın landwirtschaftlichen rund- oder Forstbesitz, 1st dieser Be-
trieb nicht gewerbesteuerpflichtig.
Der Begri{ff des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs 1st nıcht gleichbedeu-
tend m1t dem Begriff des Gewerbebetriebs (vgl bschn GewStR). Eın

&> den eine der Körperschaf{ten, die 1mM Abs
GewsStG bezeichnet SINd, unterhält, unterliegt nach Abs GewStG
der Gewerbesteuer.
urch Abs GewStG wird die Gewerbesteuerpf{licht erweıtert un!
auf wirtschaftliche Geschäftsbetriebe ausgedehnt, die keinen (Gewer-
betrieb D Inn des Abs GewStG bilden
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Im Gegensatz den G(Gewerbebdetrieben Ta Rechtsform (das sind VOL
em die Personen- un: Kapıtalgesellschaften, vg! Abs GewStG
un: schn 16 GewsStR) beschraänkt sıch die Gewerbesteuerpflicht ber den
ın Abs GewsStG bezeichneten Steuerpflichtigen auf den wirtschaft-
lıchen Geschäftsbetrie Unterhalt Z eispie e1n Verein eınen wirt-
cha{fitlichen (;eschaftsbetrie un! verwaltet daneben noch Vermögen,
das m1t dem wirtschaftli  en Geschaäftsbetrie iıcht 1M usammenhang
steht, ann dle Gewerbesteuerpflicht auch annn nıicht auft die Vermö-
gensverwaltung erstreckt werden, WeNnN S1e gleich dem wirtschaftlichen
Geschaäftsbetrie der Erfüllung des Satzungszwecks des Vereins dient
(Vgl ZU Vorhergehenden schn. 18 GewsStR).
uch IUr die Vermögensteuer umfaßt der Begri{ff des wirtschaftli  en (ze-
schäaftsbetriebs den Gewerbebetrieb, den land- un forstwirtschaftlichen
Betrieb un den sonstigen wirtschaftli  en Geschäftsbetrieb Das Vermö -
gen elıner KOörperschaf{ift, das einem sonstıgen wirtschaftli  en Geschäftsbe-
triebD dient, der fehlender Gewinnerzielungsabsicht nıcht als Ge=-
werbebetrieb anzusehen 1st, ast WE Betriebsvermögen behandeln Das
gılt nıcht, Sowelılt die Voraussetzungen fUur die Zurechnung einer
deren Vermögensart, der Land- un Worstwirtschafit, TIfUullt SiNd
(Abschn.
Das wichtigste Unterscheidungsmerkmal zıpıschen Gewerbebetrieb un
wirtschaftlichem Geschäftsbetrie SE daß beim Gewerbebetrieb immer die
Absıicht vorliegen muß, (jewinn erzlelen, während e1ım WITTS:!  aftli-
chen Geschäftsbetrie die Krzielung VONn Einnahmen oder anderen WIirt-
schaftlichen Vorteilen genügt.
Unter „wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb“ jedoch nıcht jede Beta-
LgUNg, dıe der Erzielung vO  z Einnahmen dient. Wenn eın steuerbegün-
stigter WEeCc TE UTC dıe Führung eıines wirtschaftlichen Geschäftsbe-
triıebs erfüllt ıwperden kann, ist dieser steuerlich unschädlich Unterhält
beispielsweise eine Pflegeanstalt einen landwirtschaftlichen Betrieb für
die Beschäftigung VO  @ Kranken, ist dieser Betrieb als unschädlich
zusehen. Der Befreiungsvorschrift des ADs Ziff. SG legt der
(G(Gedanke zugrunde, die steuerpflichtigen prıvaten Unternehmen 1mM Wett-
bewerb nıcht schädigen. Bel der Beurteilung der rage, ob eın wirt-
chaftlicher Geschäftsbetrie unmittelbar der Verwirklichung der steuer-
begünstigten Zwecke dient, ist der Gesichtspunkt des Wettbewerbs 1n den
Vordergrun tellen Der Maßstab, der für die Ents  eidung dieser
rage anzulegen 1S%, muß unter diesen Umständen eın sehr strenger seıin
un sich ımmer den besonderen Verhältnissen des einzelnen aS-
Sen

3) Vgl ERRMANN, ommentar 74005 Einkommensteuer,
einschl ohnsteuer un!: Körperschaftsteuer, 10. Aufl., öln 1950/63, Anm

StG
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1ne Vermögensverwaltung begründet grundsätzlich keine Steuer-
pflicht Das gilt TUr die Körperschafitsteuer ( Abs 71{t el
die Gewerbesteuer (& Z GewStG) un:! die Vermogensteuer (83
Abs Zl S1e annn ausnahmsweıse nur annn als ewerbebe-
trıeb gelten, WeNnTt m1T Gewinnabsicht E1INeE selbständige, nachhaltige un!
ach außen hervortretende Tätigkeit entfaltet wird Vgl hlerzu Clie rund-
Satze schn 15 GewStR
Nach der gleichlautenden Begriffsbestimmung Abs L3
GewStDV un! Abs em hegt Vermögensverwaltung der Re-

gel VOT, WwWenn Vermogen genutzt, ZAUE eispie Kapitalvermögen VeL_r-

inslich angelegt, unbewegliches Vermögen vermiletet oder verpachtet WIrd.

Vermögensverwaltung Legt er der ege UOT, WEe. Clie inkuniIife
sich einkommensteuerlich als inkünfte AaUS Kapıtalvermogen (S
oder aus Vermietiung un! Verpachtung (S Z darstellen würden
IDıie Selbstbewirtschaftung vON and- un forstwirtschaftlichem Besıitz
stellt NUÜ;  < dann Vermögensverwaltung dar W enl ein wan ZULL

Selbstbewirtschaftung besteht. Dieser wird VO  5 der Rechtsprechung für
Forst besıtz bejaht, {Uur landwirtschaftlichen rundbesitz jedoch VE -

neıint

11 STEUERPFLICHT DER GEWERBLICHER RT VON
KÖRPE  AFTEN DES OFFENTLICHEN RECHTS

Was uUnt2T Betrieben gewerblicher Art von Körperschaften des öffentl-
chen Rechts verstehen 1sST ergibt sich unmittelbar Aaus Da-
nach gehören den Betrieben gewerbli  er Art VO  ® Körperschaften des
öffentli  en Rechts alle Einrichtungen die nachhaltıigen wirtschaft-
lichen Tätigkeit ZUTLCF Erzielung VO  5 Einnahmen oder anderen wirtschait-
ichen Vorteilen dienen Dıe Absicht Gewınn erzielen 1S1. nıicht erfor-
derlich
Zu beachten ıST daß die Begriffsbestimmung des Betriebs gewerblicher
Art ML der des wirtschaftlichen eschäftsbetriebs weitgehend überein-
stımmt beiden Fallen mMmuß 11L NAC  altıge Tätigkeit zZur Erzielung
VDO Einnahmen oder anderen wirtschaftlichen Vorteıulen vorlhegen,
ohne daß die Absicht Gewinn erzielen erforderlich ıST (vgl den Wort-
aut des un des 14 KStDV) Darın dalß die Voraussetzung der (ze-
winnerzielungsabsicht eım Betrieb gewerbli  er Art ebensowenig rfüllt
SEe1N muß W1e eım wirtschaf{ftlichen Geschaäftsbetrie liegt der Hauptun-
terschied egenüber dem Begrif£{£ „Gewerbebetrieb“
Faur die Abgrenzung zıpıschen Vermögensverwaltung un gewerblichem
Betrieb un TUr unsetTe spateren Überlegungen ıST 0S wichtig, ıer vDvDeTr-

Vgl Neue Wirtschafts Briefe (Albk nN Auf{fl Herne, Fach 543
. —d Vgl STG Anm StG
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merken, daß der RFH grundsätzlich ın dem Besitz un ın Ler Verwaltung
vVDO  z Anteılen einer Kamrtitalgesellschaft, einer GmbH, keine
wirtschaftliche Tätigkeit des gesehen hat RE’H

3Ö; vgl ferner Urteil 41) Entscheiden SE ob
sıch die Vermögensverwaltung auft die Verwaltung des VermOöOgens be-
chränkt, oder ob S1e sich im allgemeinen Wiırtschaiftsverkehr gewer Des
tatıgt Wann diese letzte Voraussetzung vorliegt, 1st 1M wesentlichen Wa
rage E1n werbebetriıebh kannn ZU Heıisprel dann vorliegen, WenNnnNn eine
auiende Verwaltungsarbeit großen Ausmaßes notwendig 1St, beispiels-
welse bei der Verpachtung elines Betriebsvermögens m1T der Verpfilich-
tung der Instan:  altung un Erneuerung der Pachtgegenstände RFH VI

31()
Die Einrichtung ast als Betrieb gewerTblicher Art Nur dann steuerpflichtig,
WE S1e sich innerhal der Gesamtbetätigung der KoOrperschaft wiıirt-

heraushebt. Diese Wirtschaftliche Selbständigkeit annn ın einer
besonderen Leitung, an einem geschlossenen Geschäftskreis, ın der Buch-
Iührung oder 1 einem Ma  en qauft eine Einheit hindeutenden Merk-
mal bestehen. Daß die ucher bel einNner anderen Verwaltung geführt WEeTr-

den, ist unerheblich ($ Abs
Es E also eine gewisse Selbständigkeit, die ın den angeführten
erkmalen ZAUU Ausdruck kommt; enn bei Forderung Selb-
staändigkeit würde gut W1e keine steuerpiflichtigen Betriebe geben
1ne LTatıgkeit ist ferner NUuU annn als Betrieb gewer  er Art 8 VAUKISE

hen, WEeNl S1e DON einıgem Gewicht ist. Das ist annn der Fall, Wenn der
durchschnittliche Jahresgewinn efiwa 2000 beträgt (vgl Abschn
Abs StR 10)
Um dıe Tätigkeitszweige gewerblicher Art der Körnerschaften des öffent-
lichen Rechts steuerpflichtig machen, hat der Gesetzgeber diese steuer-
lich selbständigen Rechtssubjekten gemacht, obwohl ihnen zivilrechtlich
keinerlei Rechtsfähigkeit oder N1C! einmal eine wirtschaftli elibstan-
digkeit zukommt. ıne „gew1sse“ Selbständigkeit wird INa  D allerdings
verlangen mussen. Die Heranziehung der Betriebe gewerbli  er Art VO.  o

Körperschaften des Ooffentli  en echts ET Körperscha{ffsteuer geht also
VO:  } einer rechtlichen Au  N

zZu beachten 1S%, daß Unternehmen VDON Korperschaften des öffentlichen
Rechts 1LU7T dann gewerbesteuerpflichtig sSinNd, Wenn S1e al le Voraus-
setzungen erfüllen, die den Begri{f des K g_
knüpft SInd. Dazu gehört neben der Gewinnerzielungsabsicht auch die Be-
‚eiligung allgemeinen wirtschafiftli  en Verkehr Anders ıst die Rechts-

Vgl HERRMANN-HEUER, K5StG., Anm. StIG
1B) Vgl HERRMANN-HEUER, KS5TG., Anm StiG

397



age be? rechtsfähıigen un nıchtrechtsjahigen Vereinen, deren wirtschait-
iche Geschäftsbetriebe nach Abs GewStG der Gewerbesteuer
terliegen. In diesem Wall Sind die Gewinnerzielungsabsicht un! die Teil-
nahme allgemeinen wirtschaftli  en Verkehr nicht Voraussetzung der
Steuerpflicht. (Vgl GewStDV und schn GewsStERE)
Die „wirtschaftliche Selbständigkeit“ innerhal der Gesamtbetätigung der
Körperschaft ıst nıcht OS für die ejahun der Steuerpf{licht, sondern
auch {Ur die Wrage der Abgrenzung oder Zusammen({fassung VO  5 „Einzel-
betrieben“ wichtig, un: ZW ar erstens TUr die Abgrenzung des gemeinnut-
zıgen Tätigkeitszweiges un! zıwertens TUr die rage des (Gewıinn- un!
Verlustausgleichs l1)
kın Tätigkeitszweig, der ausschließlich gemeinnutzıgen Zaypecken dıient,
1StT, WE sich als besonderer Betrieb abgrenzen Jäßt, nach Abs
Za 6 StiG steuerbef{ireit. Ist aber mi1t anderen Tätigkeitszweigen, die
niıcht steuerbefreiten Zwecken dienen, 1ın einem Betrieb ZUSaMMENSC-
faßt, ist dieser Betrieb 17 vollem Umf{fang, also auch miıt den Einkünf-
ten AUS dem gemeinnutzıgen Tätigkeitsbereich, steuerpiflichtig.

Da die G(Gewinne aus einem erfolgreichen Tätigkeitszweig durch Vereıinil-
SuNg mıt einen verlustbringenden Tätigkeitszweig einem Betrieb ZU.

erschwınden gebracht werden können, besteht eın großes Interesse dar-
a.  9 Gewinn- un Verlustbetriebe zusammenzutassen. Die Anerkennung
einer olchen Zusammenfassung setz die Verwirklichung innerer nd
außerer Abgrenzungsmerkmale VOTAUS.,. Äußerlich mussen die eirleDe
vermögensmäßig VvO Gesamtvermogen der Körperschaft un VDO'  S den
ubrigen Betrieben getrennt un durch gemeinsame Buchführung, Planung
un Leıtung zusammengefaßt 21n. ESs genugt nicht, daß Ende eines
Wirtschaftsjahres die Ergebnisse verschiedener Betriebe zusammengefaßt
un ausgeglichen werden. er der auberlıchen Zusammenfassung wWwIrd
auch un eine wirtschaftliche Einheit, eın nnerer Wahrte-
scha{ftlicher Zusammenhang der verschiedenen eirlebe verlangt. 1nnn
un Zweck der Besteuerung der Betriebe gewerbli  er Art verbieten eine
weıte Auslegung des egri1iIfs des inneren wirtschaftli  en Zusammen-
angs Die nNeueTe Rechtssprechung des BEH geht ahın, diesen 1Ur noch
bel einem technischen Verbund bejahen, Z ZW1-
schen einem Wasserwerk un einem chwimmbad, die durch TEe mi1t-
einander verbunden SINd. Herner wıird die ZUusammenfassung eıines and-
wirtschaftlichen un e1N2Ss forstwirtschaftlichen Gutsbetriebes für mOg-
lich gehalten, weil sıch auch ın der Privatwirtschaft derartige Verbin-
dungen iinden.

11] Vgl hlerzu HERRMANN-HEUER, K5StG, Anm StiG



Eın Verlustausgleic zwıschen mehreren Betrieben gewerblicher'Art ohne
Zusammenfassung ist NLÜ  z dann möglich, Wennn andere Voraussetzungen
e1INeSs solchen Ausgleichs, durch einen Organschafitsvertrag miı1t Er-
gebnisabführungsvereinbarung vorlieg

HeIe UNTERSCHIEDE DER GEWINNERMITTLUNG
WIRTSCHAFTLICHEN GESCHAFTSBETRIEBEN VON

KL  ETRAGENEN UND BELRIEBEN GEWERBLICHER ART
VON KÖRPE  AFTEN DES OFFENTLICHEN RECH'TS

Wır haben erkannt, daß der wirtschaftliche eschäftsbetrie elines einge-
ragenen Vereıns, der 1mM übrigen Gemeinnützigkeit steuerbefreit
Ist (& Abs Za kKorn selbständiges Steuersubjekt ist (vgl
auch schn 4.5 Abs Steuerpflichtig ıst nicht der wirtschaftliche
Geschäftsbetrieb, sondern der eingetragene ereiın Auch bilden mehrere
wirtschaftliche Geschaäaftsbetriebe ıne Einheit
Anders dagegen der Betrıeb gewerblicher Art einer KOörperschaft des Oof-
tentlichen Rechts Er ISst als eine steuerlich miıt eigener Rechtspersönlich-
eit ausgestattete Eıinrichtung selbständig steuerpflichtig. (Vgl hilerzu auch
Abschn 7a un! 105 Abs
Aus dieser gegensätzlichen Behandlung als Steuersubjekt ergeben sıch Jur
dre Gewinnermittlung des wirtschaftli  en Ge  chäftsbetriebs VO  ®) einge-
tragenen Vereinen un des Betriebs gewerbli  er Art VO  5 Körperschaften
des offentli  en echts erhebliche Unterschiede.
Das Problem des Verlustausgleichs trıtt beiım wirtschaftlichen Geschäfts-
etrieh Uüberhaupt nicht auf, da begrifflich 1Ur einen WITFrTS:  aftli-
chen Geschäftsbetrieb, auch bel mehreren Einzelbetrieben, gibt Das
kommt auch ın außeren Merkmalen Za Ausdruck, darin, daß für
mehrere Einzelbetriebe, einen Verlag, einen Gutsbetrie un: eın
Hotel elines klösterlichen Verbandes ın der echtsiorm des eingeftragenen
Vereıns MR  z 21ne Steuernummer geführt und RE  SE e1ne Steuererklärung abD-
gegeben wird, WeNnN auch die Ergebnisse der Einzelbetriebe aus etfr1eDs-
wirtschaftli  en Gründen getrenn ermittelt werden. Das gilt sowohl tfur
die Körperschaf{t-, die Gewerbe- un\:! Vermogensteuer SOWI1eEe auch für die
anderen Steuerarten.
eım Betrieb gewerblicher V bereitet dagegen die Fıktıon der steuer-
ıchen Selbständigkeit schon I der Abgrenzung se1ines Vermoögens DO

Gesamtvermögen Schwierigke:ten. 1ese (GGebilde mMuUusSsen selbständig han-
deln, ertrase mi1teinander, mi1t der KOrperschait des öffentli  en echts
un Dritten bschließen können. SO muß eın klösterlicher Verband,
der sSseinem gewerblı  en Betrieb Raume ubDeria VOTl diesem 1mM egen-
satz ZU wirtschaftli  en Geschäftsbetrieb ebenso Miete verlangen koön-
nen W1e VO  ; einem prıvaten Unternehmer, der mletet. Die vereinbarte
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zıetie stellt be? dem eigenbewirtschafteten Betrieb gewerTOlicher Art ab-
zugsfäahige Betriebsausgaben dar; ber der Körperschaft des öffentlichen
Rechts dagegen 22 Miete 1ın den Bereich der Vermögensverwaltung
un ist damıiıt steuerirel. Da die öffentlich-rechtl::  en eirleDe WI1e prıvate
Unternehmen besteuert werden, mussen S1e auch WI1e diese wirtschaften,
also Kredite aufnehmen un Schuldzinsen absetzen können.

Die Abzugsfähigkeit vDO Schuldzinsen gilt nıcht 1LUT für Darlehen, dıe
VDO  - drıtter Se1ıte aufgenommen werden, sondern auch für arlehen, dıe
der gewer  LC:  e Betrıeb be? der Körperschaft aufnimmt, vorausgesetzt,
daß der gewerbliche Betrieb be]l selner ründung m1T e1inNem ausreichen-
den KEige  apıtal, das in UT Führung selner Geschäfte efähigt, QEC-
Tattet worden 1st. Kur die Zeıt nach der ründung muß 100828 die Begrun-
dung VO  ; Darlehnsschulden des Betriebs die ffentliche Körperschaft
grundsätzlich SCNAUSO anerkennen WI1e bei einer GmbH, die ihren Betrieb
dadurch erweıtert, dal S1Ee sich die ittel S durch Darlehnsaufnahme
be1l ihren (Gesellschaftern verscha{it Auf die Abgrenzung zınıschen arle-
hen un verdecktem Stammkapital nn 1ın diesem Rahmen nıiıcht naher
eingegangen werden 12) Hıer sSe1 NUur hervorgehoben, daß körperschaft-
steuerlich 1Ur 1ın gahnz seltenen Ausnahmefaällen beli Salız ungewöOhnlichen
Umständen verdecktes Stammkapıtal an geNOMM E: werden annn Solche
ungewöhnlichen Umstände legen VOT, Wenn nach den Darlehensbedingun-
Sscnh Mitunternehmerschaft vorlieg Unkundbarkeit, eın NSDTUC
auf feste Verzinsung, sondern vollige Abhängigkeit des Anspruchs un
der ohe der Zinsen vDO  3 der Leistungsfähigkeit des gewerblichen Be-
trıebs. Gesellschaftsteuerpflicht entsteht dagegen ach ın jedem
Fall, WeNnnN eın Darlehen W1€e e1ıne Einlage behandelt wırd. Umgekehrt
leg aber och ange eın verdecktes Stammkapital VOT, wWwWenn die CGesell-
schaftsteuerpflicht nach entsteht, da diese VO  5 völlig anderen
Voraussetzungen angıg 1St, W1e sich auch cdie Rechtsprechung des KOr-
perscha{ft- un des Kapitalverkehrsteuersenats ZUr rage des verdeckten
Stammkapitals völlıg voneinander unterscheiden.

Was WI1r VO  n der Abzugsfäahigkeit Von Vergütungen {Ur die Überlassung
NC  ; Wiırtschaitsgütern un VO  } Kapital bei Betrieben gewer  C  er Art
1mM Gegensatz wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben gesagt aben, das-
SE gilt auch für die Überlassung VvVON Arbeitskräften. Während bei
klösterlichen Verbanden IN der Rechtsform des eingetragenen Vereıins für
die ın den wirtschaftlichen Geschaftsbetrieben unentgeltlich beschäftigten
Ordensangehoörigen keine fiktiven nNne als Betriebsausgaben abgezogen
werden können, ıst das ber einem Betrieb gewerblicher Art VDO  z einer
Körperschaft des öffentlichen Rechts b1s Zn ohe der ortsüublıchen arif-
Ne vergleichbarer Arbeitskräfte durchaus moöoglich
‘l2) Vgl hlerzu Fach 4, 350 {it.
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Bei der Gewinnermittiung FÜr wirtschaftliche eschäftsbetriebe sınd nur

die dem en entstandenen Aufwendungen {Ur den Unterhalt der ın
seinen wirtschaftli  en Geschä{ftsbetrieben arbelıtenden Ordensangehöri-
gen abzugsfähig. ıne Pauschalierung dieser Aufwendungen un: eine lau-
en passun der auschalen die gestiegenen Lebenshaltungskosten
ist möglich 13)
Für die Gewinnermittiung D  s kKlösterlichen Betr:eben ın der steuerlıiıchen
Rechtsform VDO  3 Betrieben gewerblicher Art S1InNd. olgende VDO RFH mU S -

gesprochene Grundsatze DON Bedeutung Erhält eın Betrieb VOTN dem hin-
ter ihm stehenden Klosterorden Angehörige als rbeitskräft überwiesen,

tellen die dem Kloster gezahlten Entschädigungen abzugsfähige Be-
triebsausgaben dar REFH VO 25 383) Stellt eın Kloster seinem
steuerlich selbständigen Betrieb Ordensangehörige als Arbeitskräfte ZA 0Na

Verfügung, sind die vereinbarten enalter un: ne be1 dem Be-
triebe abzugsfähige Betriebsausgaben, SOWe1lt sıe nicht den Lohn fUr
gleichwertige Leistungen weltlicher rbeitskräfte übersteigen 14)
ZUur rage der Belastung VON Betrieben gewer  er Art VO  5 Orper-
chaften des oifentlichen echts mi1t Pensionsverpflichtungen vgl REH

317/36 VO Z 31

Die rage der unterschiedli  en Behandlung VOIN Spenden, ob S1Ee e1n Be-
trieb einer Körperschaft des Offentli  en echts oder der wirtschaftliche
Geschäftsbetrieb eINEeSs eingetragenen Vereins macht, sSe1 1ler Nnur gestreift
Sovıel ast jedenfalls festzuhalten, daß DpenN die e1n wirtschaftlicher
Geschäftsbetrie seinen eingetragenen Vereıin AA Förderung dessen
gemeinnütz1ıger wecke macht, MI CHT abzugsfähig Sind, sondern z e
winnverwendung darstellen
Anders dagegen ber Betrieben vVDO  S Körpnerschaften des Offentlichen Rechts
Nach dem FH-Urteil VO 1962 (BStBI 1962 ILL 309) ist die Z
wendung NLÜ  > annn keine abzugsfähige Spende des W ZIE: K5SIG,
wWenn die Körperschaft des öffentli  en echts die ihr ZAU W Erfüllung eines
gemeinnützıgen wecks gemachte uwendun eiıne der ıDa Abs
Za T STG bezeichneten Körperschaften, Personenvereinigungen oder
Vermögensmassen weiterleitet, die nicht die Voraussetzungen des Abs

Za StiG rfullt (vgl schn Abs un In diesem
Fall ist die uwendun als verdeckte Gewinnausschüttung $ Abs
atz K5IG) anzusehen.
13) Vgl hierzu: nsatz sogenannter 1ver ne bei der Gewinnermittlung für

wirtschaftliche Geschäftsbetriebe VO  _ geistlichen en (Fin Mın T1a.
VO 196- 251 Z NVS 2 J 1M USZUg wiedergegeben 1n Der
Betrieb, Jg. 1964, 279; vgl ferner das Urteil des VO 31 1938 [Va

1938, 735)
14) Vgl HERRMANN-HEUER, KStG, Anm StiG
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Ohne 1er aut den roblemkreis der verdeckten Gewinnausschüttung nNna-
her eingehen können, sSel betont, daß S1Ee begrifflich 1U  H— eım Be-
trieb gewerbli  er Art Raum hat, da der eingetragene Vereıiın eın selb-
ständiges Steuersubjekt IS Unter verdeckter . Gewinnausschüttung veTtr-

steht MLA alle uwendungen esellschafter oder diesen nahestehende
Personen, die gesellschaftsiremde Dritte nicht gemacht würden. Fol-
gendes waren beispielsweise verde Gewinnausschüttungen: Die VO  >

dem Betrieb gewerblicher Art die ih: ragende KOorpers  ait für die
Z Verfügung gestellten Ordensangehörigen gezahlten enalter un
Lohne liegen ber den ortsüblichen Vergütungen vergleichbarer Arbeits-
krafte; die Körperscha{it g1Dt ihrem gewerbli  en Betrieb eın arlehen

einem außergewöhnlichen en Zinsfuß; die KOörpers  afit vermetet
ihren gewerblı  en Betrieb Raume e1ıner außergewöohnlic en

Miıete 15)
Al Tgebnis UuUNSerer bisherigen Untersuchung köonnen 12r feststellen, dalß
eın klösterlicher Verband 1n der Rechtsform der Körperschaft des Offent-
ichen Rechts mi1t selinem Betrıeb gewerblicher Art steuerlich wenıger De-
lastet ist als e1in eingetragener Vereıin miıt seinem wirtschaftlichen (je-
schäftsbetrieb. Das gilt uneingeschränkt ab.er NUÜUT, Wenn eın Ausgleich der
Gewinne des einen eirı1eDs mıt den Verlusten e1Ines anderen eirl1eDs
möglich ist. Wır en gesehen, daß diese Möglichke1 eine ENGgeE wırt-
SChAa  2CI  e KEınheit 1n der 0oTM e1nes technıschen erDunds zwischen den
einzelnen Betrieben vorTAaussetzt, eine Bedingung, die 1Ur 1ın den seltensten
Ausnahmefaällen rfüullt ist. em geht die Tendenz der höchstrichterli-
chen Rechtsprechung ahın, die iktive Selbständigkeit der etirleDe De>-
werblicher Art 1immer mehr betonen un! als eine olge davon die
Zusammenfassung mehrerer Betriebe einer Einheit mıi1t der daraus
sultierenden Möglichkei des (Gjewinn- un!: Verlustausgleichs immer mehr

erschweren.

Nun ıst aber gerade TUr ”ele klösterliche erbande typisch, daß sS$1Ce einen
and- un forstwirtschaftlichen Betrieb aben, der ınm er ege verlust-
ringen ıst Lassen sıch NnUN die Verluste LUS der Land- un Forstwirt-
schaft nıcht m1ıt den (;ewinNNeEN AUS anderen Betrieben kommpensieren,
werden die daraus erwachsenden Nachteile vermutlich größer eın als
die Vorteile, die der Betriıeb gewerblicher Art gegenüber dLem wirtschaft-
lıchen Geschäftsbetrie bıietet. Wır wollen er ım folgenden zunachst
die unters:  1edliche steuerliche Behandlung untersuchen, die der and-
un forstwirtschaftliche Betrieb einer Körperschaft des Offentlı  en echts
un eines eingetragenen Vereins rfäahrt un dann abschließend e1ıne STCUW-
rlıche Konstrukt:ion vorschlagen, dıe owohl einen (7eW1INN- un Ver-

15) eltere Beispiele für verdeckte Gewinnausschüttungen
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Lustausgleich ermöglicht als auch dıe steuerlichen Vorteiule e1ınes Betriebs
gewerTOlıcher Art gegenüber dem wirtschaftlichen eschäftsbetrie g_
wahrt

BE:  NG I ANID- UND FORSTWIRTSCHAFTLICHER
VO  Z KÖRPE  AFTEN DES OFFENTLICHEN RECHTS

„Land- oder forstwirtschaftliche Betriebe vDO  z ınlandıschen Körperschaften
des Oöffentlichen Rechts sıind steuerJrei“ ($ K5STIDV), werl nach der err-
schenden Au{ffassung der Betrieb der Land- un!: Forstwirtschaft
Sınne des Steuerrechts nicht unter den Begri{ff „Gewerbe“ 16)
Die and- un forstwirtschaftlichen Betrıiebe vDON Körperschaften des Of-
Jentlichen Rechts genhoren demnach nıcht den „Betrieben gewerbli  er

1m Sinne de Abs Zl StiG Das ist 1ın usdrück-
lich gerege Die Steuerbeireiung gilt auch TUr and- un! forstwirtschaft-
ıche Nebenbhetriebe, die Verarbeitungs- oder Substanzbetriebe eın onnen.
erden jedoch and- WUN: forstwirtschaftliche Betriebe ın der oTrTMmM e1ıner

geselischaft eführt, dann sind S1e StTeuer un!
LWar auch dann, WEenNnnNn ihre Krtirage ausschließlich eıner oder mehreren
KOörperschaften des offentli  en echts zufließen 17)
Das bestimmt ausdrücklich ADs der besagt: „Betriebe, die
ia eline privatrechtliche (0)1600) gekleidet SIiNd, werden nach den fUur diese
echtsform geltenden Vorschriften besteuer c Steuerfrei sınd also TT

solche and- un Jorstwirtschaftlichen Betriebe, die ın privatrecht-
ıcher O geführt werden. Land- un forstwirtschaftliche Einkunfte,
dıe 181 einem Betrieb gewerblicher Art anfallen, sind steuerpflichtig (vgl
Abschn WeNnnNn nicht WG das Überwiegen der land- un: Torst-
wirtschaftlı  en Einkünfte der Betrieb gewerbli  er Art einem land-
un forstwirtschaftli  en Betrieb wird, also glel  sam VO  . diesem aufge-
Ssaugt wird.
Die Steuerbefreiung erstreckt sıch jedoch nıcht auf land- un! forstwirt-
chaftliche etriebe, die 1110 prıvatrechtliche orm gekleidet SiNnd, da diese
Betriebe ıcht den offentlı  en Betrieben, sondern den privatrechtlichen
en zuzurechnen SINd, deren WHorm S1e tragen 18)
Daraus OLQT, daß land- un forstwirtschaftliche Einkünfifte, die 1ın einer
mMmbH anfallen, auch steuerpiflichtig SINd, un WalLlr verlieren S1e den
Charakter VO  : land- un! forstwirtschafitli:  en Einkünften un Sind als
ınkunite AUS Gewerbebetrieb behandeln; das olg aus

der besagt „Bel Steuerpflichtigen, die nach den Vors  YT1ıLten des Han-

16) egen der Abgrenzung des Begriffs „Gewerbebetrieb“ VO  } dem Begri{ff „land-
un forstwirtschaftliche Betrieb“ un gen des egriffs „Nebenbetrie!  Cn vgl
bschn 134 StR un schn GewStR.

‘l7) Vgl HERRMANN-HEU. K5S5tG, Anm 56 StiG
iß) Vgl ERRMANN-HEUE K5tG, Anm StG
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delsgesetzbuches Z/AUL  — Führung VOoN Büchern verpfili  et SINd, Sind alle Eın-
künite qls Einkünite aus Gewerbebetrieb behandeln  C6 Die Buchfüh-
rungspflicht der mMmbH olg Au 13 Abs m1T 88 6, 38 {T
HG  w
Die Tatsache, daß Einkünite Aaus dem Betrieb der Land- un Forstwirfi-
scha als Einkünite aus < r b e Detirıe behandeln SINd, weil S1e
VO  ; Steuerpflichtigen (z GmbH)] erzielt werden, die nach den MIOT-
T1ıILtien des HGB Z Führung VO  - Büchern verpfli  et sind, acht S

1M Interesse der Gleichmäßigkeit der Besteuerung erforderlich, auch So1-
chen Körperschaften die Steuervergünstigungen ZUTr Förderung des Baus
VO  =) Landarbeiterwohnungen un:! die Verguünstigungen des 76 ]9)

gewähren (vgl schn Z

Fır die Einheitsbewertung gılt der Grundsatz, daß Land- uN: Forstwunrt-
schaft kenmn G euw,  „rbebetrieb 1st (& 74 Abs EW' ıNnNe Ausnahme gılt
jedoch dann, W enl sich die Tand- un! Forstwirtschait 1mMm 1gentum eiıner
der 1n 510 BewG aufgeführten Unternehmensformen efindet, TUr uNnsere

Untersuchung wichtig 1 igentum einer Kapitalgesellschaft (AG, mbH
a Bel diesen Unternehmensiormen bilden Ta ihrer

dazugehörenden Wirts  aIitsguüter STEeTis —  C

werblichen Betrieb 20)
Auch für die Gewerbesteuer Sule daß die etirlieDe der Land- un KForst-
wirtschafit keine Gewerbebetriebe sind un! er auch nicht der (jewer-
besteuer unterliegen. Das ıst jedoch auch für dıe Gewerbesteuer anders,
wWenNl eın land- un forstwirtschaftlicher Betrieb VO  . einem nterneh-
[1Nel betrieben WIird, das auft TunNn seliner Rechtsfiorm STEeTits un! iın
lem Umfang einen Gewerbebetrieb darstellt, also besonders bel den I

Abs Zla GewStG aufgeführten Unternehmensformen, besonders
den Kapitalgesellschaften 21)
Halten WTr also abschließend 1as Wichtigste fest FEın land- un forstwirt-
schaftlicher Betrieb auch eiNer Körperschaft des öffentli  en Rechts wird
dadurch teuer p 1  1g daß 1n eine Kapitalgesells  aft (Z
ın eine m eingebracht wird. (jerade die Steuer p fli cht auch des
land- un forstwirtscha{ftlichen Betriebs einer Körperschait des Offentli-
chen echts ist aber, die WITr erreichen wollen Das hat jedoch SEL ann
SINnn, WenNnn uns gelingt, cdie erluste der Land- un Forstwirtschaft mı1ıt
den (jewınnen der anderen etfirıeDe auszugleichen. enden WITr unNnls er
NUun dieser rage
19) regelt die Begünstigung der Anschaffung der Herstellung bestimm-

Ler Wirtschaftsgüter und der Oorname estimmter Baumaßnahmen UrCci Land-
un Fostwirte, die den Gewinn
mitteln. auf Grun ordnungsmäßiger Buchführung C 1-

-0) Fa:  Q 9, 542
21) Vgl LITTMANN, Gewerbesteuer, A Stuttigart 1957,



BES STEUERPFLICHT
MI'T STEUERABZ  SPFLICHTIGEN EINKUNFTEN

Wır en festgestellt, daß nnur Betriebe gewerblicher Art VO.  ; Körper-
chaften des Oöffentli  en echts unbeschrankt körnerschaftsteuerpflichtig
Sind (8 Abs ZILT dıe Körperschaften des öffentlichen Rechts
selbst s1ınd dagegen NCN I unbeschrankt körperschaftsteuerpflichtig. Sie
Sind 1U  er körperschaftsteuerpflichtig, un! ZWAar mi1t den
inländischen Einkünfiten, VON denen eın Steuerabzug rheben ist (S
Abs Z Als solche kommen hauptsächlic NnUÜuTrT die steuerab-
zugsp{li  tigen Kapıtalerträge des 43 EStTG ın Frage, also die D
videnden un sonstıigen bezuge Aaus Aktien, Anteilen mbH un!
deren. Voraussetzung 1St, daß der Schuldner Wohnsitz, Geschäftsleitung
oder Sıtz ım Inland hat, teuerabzugsp{li  tige Kapitalerträge sind auch
besondere Entgelte od.er Vorteile Z verde: Gewinnausschüttungen;
vgl oben), die neben diesen Kapıitalertragen oder deren Stelle gewährt
werden $ 43 Abs Zu beachten S da l eın ZUug VDO  = usgaben,
die m1t den steuerabzugspili  tigen Einnahmen 1ın unmiıttelbarem wirt-
schaftlichen Zusammenhang stehen, z Darlehenszinsen für den Erwerb
der Beteiligung, O ist (S 13 Satz
Die Körpnerschaftsteuer ıst UTC| den Steuerabzug abgegolten; eine Ver-
anlagung findet er nıcht STA (S Abs Zalt 1 NVO ıt $ Abs

22)
Bringt e1nNe Körpnerschaft des öffentlichen Rechts ohre Betriebe gewerTDli-
cher Art und ahren and- un forstwirtschaftlichen Betrieb 1n 1ne aDı-
talgesellschaft (z Mg 1ne mM e1n, verlieren die eirleDe ihr
steuerliches Eigendasein nd gehen ın der Kapiıtalgesells  aft autf Stille
Reserven brauchen bei der Einbringun nıcht aufgelöst werden. ınNe
schr wichtige esteuerlıche olge dieser Einbringung ıst, daß die Gewinne
un! erluste, un: ZWaLr auch die Verluste aus der Land- un Forstwirt-
schaf{it, Jetz ausgeglichen werden können.
ber e erg1ibt siıch bei dieser steuerlichen Konstruktion eın weiliterer Eer-

er Steuervorteil, un ‚Wal ım Steuersatz.
IDrie Kamptitalertragsteuer beträgt bel den Gewinnanteilen (Dividenden un
sonstigen Bezugen au Aktien, nieılen (GGesellschaften mit beschränk-
ter Haftung USW. 25 0/9 S 44 Abs Zift Da eine mbH 1mM Be-

und die Einkunite nicht 1n einem inläan-42) Wenn ın A'DS heißt
dischen gewerbli  en der and- un forstwirtschaftlichen Betrieb angefallen
Sind”, edeute das ” und die Einkünfifte n1ıCH in eiINeT inländischen Be-
triebsstätte angefallen SIN . Gemeint sind NUr a u sländische Gesellschaften:
Hat eine holländische Kapitalgesellschaft euische ktien unm1ltelbar,
1st mit dem Steuerabzug alles abgegolten; werden dagegen die ktien VO  g E1-
Nner inländischen Betriebsstätt gehalten, sind die Einkünite SE einem 1N-
ländischen gewerblichenV. BESCHRÄNKTE STEUERPFLICHT  MIT STEUERABZUGSPFLICHTIGEN EINKÜNFTEN.  Wir haben festgestellt, daß nur Betriebe gewerblicher Art von Körper-  schaften des öffentlichen Rechts unbeschränkt körperschaftsteuerpflichtig  sind (& 1 Abs. 1 Ziff. 6 KStG); die Körperschaften des öffentlichen Rechts  selbst sind dagegen nicht unbeschränkt körperschaftsteuerpflichtig. Sie  sind nur beschränkt körperschaftsteuerpflichtig, und zwar mit den  inländischen Einkünften, von denen ein Steuerabzug zu erheben ist ($& 2  Abs. 1 Ziff. 2 KStG). Als solche kommen hauptsächlich nur die steuerab-  zugspflichtigen Kapitalerträge i. S. des 8 43 EStG in Frage, also die Di-  videnden und sonstigen Bezüge aus Aktien, Anteilen an GmbH und an-  deren. Voraussetzung ist, daß der Schuldner Wohnsitz, Geschäftsleitung  oder Sitz im Inland hat. Steuerabzugspflichtige Kapitalerträge sind auch  besondere Entgelte oder Vorteile (z. B. verdeckte Gewinnausschüttungen;  vgl. oben), die neben diesen Kapitalerträgen oder an deren Stelle gewährt  werden (& 43 Abs. 2 EStG). Zu beachten ist, daß ein Abzug von Ausgaben,  die mit den steuerabzugspflichtigen Einnahmen in unmittelbarem wirt-  schaftlichen Zusammenhang stehen, z. B. Darlehenszinsen für den Erwerb  der Beteiligung, nicht zulässig ist ($ 13 Satz 2 KStG).  Die Körperschaftsteuer ist durch den Steuerabzug abgegolten; eine Ver-  anlagung findet daher nicht statt (& 2 Abs. 1 Ziff. 2 i.V.mit 8& 19 Abs. 7b  KStG) 22).  Bringt eine Körperschaft des öffentlichen Rechts ihre Betriebe gewerbli-  cher Art und ihren land- und forstwirtschaftlichen Betrieb in eine Kapi-  talgesellschaft (z. B. in eine GmbH) ein, so verlieren die Betriebe ihr  steuerliches Eigendasein und gehen in der Kapitalgesellschaft auf. Stille  Reserven brauchen bei der Einbringung nicht aufgelöst zu werden. Eine  sehr wichtige steuerliche Folge dieser Einbringung ist, daß die Gewinne  und Verluste, und zwar auch die Verluste aus der Land- und Forstwirt-  schaft, jetzt ausgeglichen werden können.  Aber es ergibt sich bei dieser steuerlichen Konstruktion ein weiterer er-  heblicher Steuervorteil, und zwar im Steuersatz.  Die Kapitalertragsteuer beträgt bei den Gewinnanteilen (Dividenden) und  sonstigen Bezügen aus Aktien, Anteilen an Gesellschaften mit beschränk-  ter Haftung usw. 25 °% ($ 44 Abs. 1 Ziff. 1 EStG). Da eine GmbH im Be-  und die Einkünfte nicht in einem inlän-  22) Wenn es in $ 19 Abs. 7b heißt: „  dischen gewerblichen oder land- und forstwirtschaftlichen Betrieb angefallen  sind“, so bedeutet das: „....und die Einkünfte nicht in einer inländischen Be-  triebsstätte angefallen sind“. Gemeint sind nur au sländische Gesellschaften:  Hat z. B. eine holländische Kapitalgesellschaft deutsche Aktien unmittelbar, so  ist mit dem Steuerabzug alles abgegolten; werden dagegen die Aktien von ei-  ner inländischen Betriebsstätte gehalten, so sind die Einkünfte „in einem in-  ländischen gewerblichen ... Betrieb angefallen“, und sie wären mit 49°% ($ 19  Abs. 1 Ziff. 3 KStG) zu versteuern.  3835Betrieb angefallen”, un S1e waren mıit 49 9/9 ($
ADs Zitf. K5tG) versteuern.
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S1LZ Körperschait des öffentli  en Rechts den O Publikumsge-
SEe  aiten des Abs Z STG gehort betragt die KOTDeT-
schaftsteuer ZW ar 51 0/9 S1E ermäaßıgt sıch aber für die berücksichtigungs-
jäahigen Ausschuttungen (S 19 Abs auft 15 9/0 des Einkommens
(S 19 Abs Zln Da 1009828  ; davon ausgehen annn daß E1Ne mbH
deren Anteilseigener E1Nn klösterlicher Verband der Rechtsform der
Körpers  aft des offentli  en Rechts SIr ihre Gewıinne voll ausschuüttet
ergibt sich be? dieser Konstruktion 6CLNE körperschaftsteuerliche Gesamt-
elLastun VDO  S 0/0 135 0/9 gegenüber dem Körperschaftsteuer-
tarıf VDO  = 49 / (& Abs Zauet dem SONS klösterli Ver-
an unterliegen un ZW arl gleichgultig, ob S1Ee TeA die Rechtsiorm der
Körpers  aIt des öffentli  en Rechts oder des eingetragenen Vereıns ha-
ben
1Ne Nachsteuer nach Abs STG kommt nıicht AD UG nwendung, da
bei den ort erschöpfen aufgezählten Gebietskörperschaiten die kirch-
ichen Körperschaften fehlen Ebensowen1g sind die kıirchlichen Korper-
schaften schachtelprivilegiert C] enn SI apıtalge-
sellschaft ber N beteiligt (& Abs

urch den or des Schachtelprivilegs SiNnd die irchlichen KOr-
perschaften egenüber den Gebietskörperschaften jedoch LU hinsichtlich
der verdeckten Gewinnausschüttungen benachteiligt 23)
Dıiese SiNnd VO  3) der kirchlichen Körperschaft Gegensatz den (Ge-
bietskörperschaften der allgemeinen Kapitalertragsteuer VO  D 0/0
terwertfen.

VI

Fassen 11217 abschliehend das wichtigste TgeOnis unseTrTer Untersuchung
nier der Herrschafit des geltenden Körperschaftsteuerrechts

sind JEILC nternehmen die MC  @) Körperschaften des Offentlichen echts
der Rechtsform VOTINMN Kapitalgesellschaften betrieben werden (die -

genannten Kıgen n egenüber den Betrieben gewerb-
ıcher Art VO  b Körperschaften des offentlichen Recht: (die sogenannten E1-
SCch e un! egenüber den wirtscha{ftli  en Geschäftsbetrieben
VO:  } eingetragenen Vereinen bevorteilt indem das Te Einkom-
5 der Eigenbetriebe un! der wirtschaftlichen Geschäftsbetriehbe m1T

— UurCci die Angleichung des Steuersatzes der besonderen Kapitalertragsteuer
nach Abs Zn SG den der allgemeinen Kapıitalertragsteuer hat
der Gesetzgeber das Schachtelprivileg der Gebietskörperschaften autf dem Ge-
1eie der Kapitalertragsteuer praktisch beseitigt Dieses Schachtelprivileg hat
jetz 1U noch insofern praktische Bedeutung, als verdeckte Gewinnausschüttun-
gen, die weil nıc berücksichtigungsfähig nicht der besonderen Kapitaler-
tragsteuer unterliegen, auch N1C der allgemeinen Kapitalertragsteuer unter-
worfen werden. Vgl EL, Der NECEUE Körperschaftsteuer-Tarif, oln 1959,



0/9 versteuern ist, während fur die igen S —  E der
gespaltene Steuersatz VO  - 51 0/9 0/9 angewendet wird. Zwischen i1gen-
gesells  Al einerseılits un! Eigenbetrie SOWI1Ee wirtschaftli:  em es!  aits-
betrieb andererseilits besteht a1sSO ein steuerliches Gefälle VO  > 9 %o
UTC die mMmwandlung elınes eingetragenen Vereıins 1n eine Körperschaft
des Offentli  en echts un durch die Einbringung der Eigenbetriebe 1ın
eine Kapitalgesellschafit ist also eine Ermäßigung der Körperschaftsteuer
A 0/9 erzielen. urch das Einbringen auch der mıt Verlust arbeiten-
den land- un forstwirtschaftli  en Betriebe ın diese Kapıtalgesellschait
können die Körperschaften des Offentli  en Rechts diese Verluste miıt den
(‚ewıinnen anderer Betriebe ausgieichen un! damıt eine weilıtere wesent-
liche SteuerersparnIls erzielen. DIie eingeiragenen Vereine kommen durch
die mwandlung ın Körperschaften des offentli  en echts zusatzlich
der Ermäßigung des Körperschafiftsteuertarl1{fs ebenfalls 1n den enu all
der Steuervorteile, die die Körperschafit des offentlichen echts jetzt schon
egenüber dem eingetragenen Vereın bietet.
|DXS SEe1 darauf aufmerksam gemacht, daß bei der mwandlung untier mm =
staänden geW1SSe Steuerbelastungen auftreten, aut deren
Darstellun 1 Rahmen dieser Untersuchung jedoch verzichtet werden
muß.
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